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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Gemeinschaftsregeln im 
Rahmen der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge 
- KOM (87) 134 endg. - 

»Rats-Dok. Nr. 7591/87« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 100 A, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates 
von Brüssel am 29. und 30. März und von Maüand am 
28. und 29. Juni 1985 wurde auf die Bedeutung des 
Binnenmarktes hingewiesen; 

das Weißbuch über die Vollendung des Binnenmark- 
tes unterstreicht insbesondere die Notwendigkeit ei- 
ner wirksameren Aktion zur Überwachung der Ein- 
haltung der Gemeinschaf tsvorschriften im Bereich 
des öffentlichen Auftragswesens; 


in ihrer Mitteilung vom 19. Juni 1986 hat die Kommis- 
sion Orientierungen für die Öffnung des öffentlichen 
Auftragswesens festgelegt [KOM(86) 375 endg.]; 

die Gemeinschaftsvorschriften im Bereich der öffentli- 
chen Aufträge und vor allem der Richtlinien 71/305/ 
EWG und 77/62/EWG i) enthalten keine spezifischen 
Vorschriften, die eine wirksame Kontrolle der Anwen- 
dung dieser Regeln gewährleisten; 

die auf einzelstaatlicher Ebene und auf Gemein- 
schaftsebene vorhandenen Mechanismen zur Kon- 
trolle der Anwendung dieser Regeln sind nicht ausrei- 
chend, um eine lückenlose Kontrolle der Einhaltung 
dieser Vorschriften zu ermöglichen, bevor ihre Über- 
tretung nicht wiedergutzumachende Folgen hat; 

die Öffnung des öffentlichen Auftragswesens für den 
gemeinschaftsweiten Wettbewerb setzt eine beträcht- 


Ü Richtlinie 71/305 über das Verfahren zur Vergabe öffentli- 
cher Bauaufträge (ABI. L 185 vom 16. August 1971) 
Richtlinie 77/62 über das Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Lieferaufträge (ABI. L 13 vom 15. Januar 1977) geändert 
durch die Richtlinie 80/767 (ABI. L215 vom 18. August 
1980) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz- 
leramtes vom 17. Juli 1987 - 121 - 680 70 - E - We 67/87. 

Diese Vorlage ist mit Schreiben des Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. Juli 
1987 dem Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsverlage ist vorgesehen. 

Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 11. September 1987 angefordert, siehe auch Drucksache 11/779 Nr. 2.20. 
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liehe Verstärkung der Garantien im Bereich der 
Transparenz und der Nichtdiskriminierung voraus. 
Damit diese Öffnung wirksam sein kann, muß die 
Möglichkeit bestehen, rechtswidrige Praktiken im 
Verlauf der Vergabe öffentlicher Aufträge wirksam 
und rasch zu bekämpfen; 

das Fehlen oder die Unzulänglichkeit administrativer 
oder gerichtlicher Beschwerde verfahren in zahlrei- 
chen Mitgliedstaaten kann die Unternehmen in der 
Gemeinschaft davon abhalten, sich um Aufträge in 
einem anderen Mitgliedstaat zu bewerben. Deshalb 
müssen die betreffenden Mitgliedstaaten entspre- 
chende Beschwerdemöglichkeiten schaffen; 

angesichts der Kürze der Verfahren zur Vergabe öf- 
fentlicher Aufträge muß die zuständige Verwaltungs- 
stelle oder das zuständige Gericht befugt sein, Sicher- 
heitsmaßnahmen zu erlassen, vor allem um das Ver- 
gabeverfahren oder die Durchführung etwaiger Be- 
schlüsse der Vergabebehörde auszusetzen; 

die Kommission muß die Möglichkeit haben, im Ver- 
lauf eines verwaltungsrechtlichen oder Gerichtsver- 
fahrens das gemeinschaftliche öffentliche Interesse 
und die einwandfreie Anwendung der Gemein- 
schaftsregeln geltend zu machen; 

der besondere Charakter der Verstöße gegen die Ge- 
meinschaftsregeln im Bereich der öffentlichen Auf- 
träge sowie die Kürze der Vergabeverfahren machen 
eine dringliche Behandlung dieser Verstöße notwen- 
dig; 

die Kommission muß daher über die Möglichkeit ver- 
fügen, das Verfahren zur Vergabe eines öffentlichen 
Auftrags vorübergehend auszusetzen, um zu verhin- 
dern, daß aufgrund einer rechtswidrigen Vergabe 
nicht wiedergutzumachende Schäden entstehen. 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnah- 
men, um sicherzustellen, daß in jedem Stadium der 
Vergabe öffentlicher Aufträge die Möglichkeit ei- 
nes wirksamen verwaltungsrechtlichen und/oder 
gerichtlichen Einspruchs besteht, mit dem Ziel 

— der Annulierung der Beschlüsse der Vergabe- 
behörden gemäß den Gemeinschaftsregeln auf 
dem Gebiet des öffentlichen Auftragswesens, 
sofern diese zum Schaden eines Unternehmers 
oder Lieferanten, der sich an einem Verfahren 
zur Vergabe öffentlicher Lief er- oder Bauauf- 
träge beteiligt, gegen die Gemeinschaftsrege- 
lung und/oder die einzel staatliche Regelung im 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens ver- 
stößt; 

— der Leistung von Schadenersatz an die geschä- 
digten Unternehmer bzw. Lieferanten. 

2. Die Maßnahmen nach Absatz 1 müssen die zustän- 
dige Verwaltungsinstanz oder das zuständige Ge- 
richt ermächtigen, unverzüglich Sicherungsmaß- 
nahmen zu ergreifen; dazu gehören Beschlüsse zur 
Aussetzung des Verfahrens zur Vergabe des be- 


treffenden öffentlichen Auftrags oder der Durch- 
führung des Beschlusses der Vergabebehörde. 

3. Die zuständige Verwaltungsinstanz oder das zu- 
ständige Gericht kann vor allem folgende Be- 
schlüsse fassen: 

— es kann als Zwangsmaßnahme die Aufhebung 
diskriminierender technischer, wirtschaftlicher 
oder finanzieller Bedingungen in den Aus- 
schreibungsdokumenten, Leistungs Verzeich- 
nissen oder allen anderen Vertragsdokumenten 
anordnen; 

— es kann rechtswidrige Beschlüsse annulieren 
und deren geschädigte Unternehmer Schaden- 
ersatz für die Kosten von Studien, Gewinnaus- 
fall oder den Verlust einer Chance zuspre- 
chen. 


Artikel 2 


Die Mitgliedstaaten geben der Kommission die 
Möglichkeit, im Verlauf des verwaltungsrechtlichen 
oder gerichtlichen Verfahrens nach Artikel 1 zu inter- 
venieren, um das gemeinschaftliche öffentliche Inter- 
esse und die Einhaltung der geltenden Gemein- 
schaftsregeln im Bereich der Vergabe öffentlicher Lie- 
fer- und Bauaufträge geltend zu machen. 


Artikel 3 


Die Kommission kann in dringenden Fällen Verfah- 
ren zur Vergabe öffentlicher Aufträge für höchstens 
drei Monate aussetzen. 


Artikel 4 


1. Diese Entscheidung kann in jedem Stadium des 
Verfahrens zur Vergabe des Auftrags erfolgen, 
wenn ein eindeutiger Verstoß festgesetzt wird, und 
zwar vor allem in folgenden Fällen: 

a) Nichtveröffentlichung der Ausschreibung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften; 

b) nicht gerechtfertigte Verwendung von außerge- 
wöhnlichen Vergabe verfahren; 

c) Verwendung von nicht mit dem Gemeinschafts- 
recht zu vereinbarenden administrativen, finan- 
ziellen, wirtschaftlichen oder technischen Klau- 
seln in der Ausschreibung (lokaler Organe und 
Amtsblatt der EG) und in allen anderen Doku- 
menten, in denen die Vergabebedingungen 
festgelegt sind; 

d) vollständiger Ausschluß eines Unternehmers 
bzw. Lieferanten von der Beteüigung an dem 
Auftrag im Widerspruch zu den Gemeinschafts- 
regeln. 
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2. Die Aussetzung wird der Vergabebehörde sowie 
dem betreffenden Mitgliedstaat mitgeteilt. Die 
Kommission kann diese im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlichen. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten setzen bis spätestens . . . die 
erforderlichen Maßnahmen in Kraft, um dieser Richt- 


linie nachzukommen. Sie teüen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem unter 
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Im Bück auf die Verwirklichung eines gemeinschafts- 
weiten Wettbewerbs bei der Vergabe öffentücher 
Aufträge bis 1992 erweist sich eine deutiich sichtbare 
Überwachung der Einhaltung der Gemeinschaftsvor- 
schriften im Bereich des öffentÜchen Auftrags Wesens 
als unerläßÜch. In ihrem Weißbuch über die Vollen- 
dung des Binnenmarktes [KOM (85)310] hat die Kom- 
mission den Europäischen Rat auf dieses Problem hin- 
gewiesen. Die Kommission hat ferner im Rahmen ih- 
res Aktionsprogramms für das öffentliche Auftrags- 
wesen, wie es in ihrer Mitteilung an den Rat vom 
19. Juni 1986 dargelegt wurde, ihre Absicht zum Aus- 
druck gebracht, im Falle einer Nichteinhaltung der 
Gemeinschaf tsdiszipün präventiv tätig zu werden und 
ein beschleunigtes Beschwerdeverfahren einzufüh- 
ren, das im Verlauf des Vergabe Verfahrens in An- 
spruch genommen werden kann. Der Rat hat diese 
Absicht am 22. Dezember 1986 zur Kenntnis genom- 
men. 

Im Zusammenhang mit diesem Vorschlag möchte die 
Kommission insbesondere auf folgendes hinweisen: 

Die Gemeinschaftsregeln für das Öffentliche Auftrags- 
wesen und insbesondere die Richtlinien 71/305/EWG 
und 77/62/EWG i) enthalten keine besonderen Vor- 
schriften, die eine wirksame Überwachung ihrer An- 
wendung sicherstellen. 

Die auf Gemeinschaftsebene und im einzelstaatüchen 
Rahmen bestehenden Mechanismen für die Kontrolle 
dieser Anwendung sind nicht ausreichend, um durch 
eine geeignete Überwachung die volle Einhaltung der 
einschlägigen Gemeinschafts vor Schriften sicherzu- 
stellen, bevor Verstöße nicht wiedergutzumachende 
Folgen haben. 

Die Kommission hat in der Tat feststeUen können, daß 
die Vergabebehörden das einschlägige Gemein- 
schaftsrecht und/oder nationale Recht in verschie- 
denen Stadien des Vergabeverfahrens verletzen kön- 
nen. Unter den wichtigsten und häufigsten Verstößen 
wären zu nennen: 

— die NichtveröffentÜchung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften 

— die ungerechtfertigte Verwendung außergewöhn- 
licher Vergabe verfahren 

— die Ausschreibung (Lokalpresse und Amtsblatt der 
EG) oder andere Dokumente, in denen die Verga- 
bebedingungen festgelegt werden, enthalten ad- 


9 Richtlinie 72/305 über das Verfahren zur Vergabe öffentli- 
cher Bauaufträge (ABI. L 185 vom 16. August 1971) 
Richtlinie 77/62 über das Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Lieferaufträge (ABI. L 13 vom 15. Januar 1977) geändert 
durch die Richtlinie 80/767 (ABI. L215 vom 18. August 
1980) 


ministrative, finanzielle, wirtschaftüche oder tech- 
nische Klauseln (vor allem im Bereich der techni- 
schen Spezifikationen die Pfücht zur Anwendung 
nationaler Normen, obwohl europäische Normen 
bestehen), die mit dem geltenden Gemeinschafts- 
recht unvereinbar sind 

— der rechtswidrige Ausschluß von Bietern oder Be- 
werbern aus anderen MitgÜedstaaten im Falle des 
offenen, nicht offenen oder des Verhandlungsver- 
fahrens 

— diskriminierende Praktiken bei der Überprüfung 
der technischen, finanziellen und wirtschaftlichen 
Eignung der Bieter 

— diskriminierende Praktiken bei der Vergabe des 
Auftrags. 

Wie diese Beispiele illustrieren, erfolgen Verstöße ge- 
gen Gemeinschafts regeln für öffentliche Aufträge 
meist, bevor der eigentüche Zuschlag erteilt wird. Die 
Vergabeverfahren sind jedoch kurz, die Aufträge wer- 
den innerhalb einer Frist von wenigen Wochen erteilt, 
und im Falle eines Verstoßes gegen die Gemein- 
schaftsregeln muß ein rasches Eingreifen mögüch 
sein. 

Die Kommission hat ferner festgestellt, daß die Ein- 
spruchsmöglichkeiten, über die ein Unternehmer 
oder Lieferant verfügt, wenn nach seiner Auffassung 
ein Beschluß der Vergabebehörde, mit dem seine Be- 
werbung oder sein Angebot im Rahmen eines Verfah- 
rens zur Vergabe öffentücher Aufträge nicht berück- 
sichtigt wird, unvereinbar mit dem Gemeinschafts- 
recht und/oder dem nationalen Recht ist, in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich gestaltet sind. 
Diese Unterschiede führen zu einer Ungleichbehand- 
lung zwischen den Rechtssubjekten und einer unter- 
schiedlichen Rechtslage in den einzelnen MitgÜed- 
staaten in bezug auf die Verletzung des Gemein- 
schaftsrechts ; unterschiedliche Beschwerde- bzw. 
Verjährungsfristen, in manchen Mitgliedstaaten be- 
steht die Möglichkeit der Beilegung von Streitigkeiten 
im außergerichtlichen Verfahren, in anderen wie- 
derum nicht, die Mögüchkeiten des Schadensersatz- 
anspruchs sind nicht überall die gleichen. 

Nach Auffassung der Kommission müssen daher die 
MitgÜedstaaten gegebenenfalls ihre Verwaltungs- 
und Gerichtsverfahren ändern, so daß die Unterneh- 
mer und Lieferanten, die an einem Vergabeverfahren 
teünehmen, über rasche und wirksame Rechtsmittel 
gegen bevorstehende Entscheidungen der Vergabe- 
behörde verfügen, faUs diese offensichtlich mit dem 
Gemeinschaftsrecht oder dem einzelstaatüchen Recht 
imvereinbar sind. 

Die Kommission hat ferner festgestellt, daß ihre Maß- 
nahmen im Bereich des öffentÜchen Auftragswesens 
auf der Grundlage von Beschwerden oder von Amts 
wegen in den meisten Fällen zu spät erfolgen und 
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somit keinen Erfolg bringen. Die mangelnde Wirkung 
fördert die potentielle Verletzung der Gemeinschafts- 
regeln, und die Vergabebehörden tendieren dazu, die 
Intervention der Kommission gemäß Artikel 169 des 
EWG-Vertrags als willkürliche und nutzlose Schikane 
zu betrachten. Die Wirkungslosigkeit ihrer Schritte 
ermutigt ferner die Unternehmer und Lieferanten 
nicht, sich an die Kommission zu wenden. 

Die Kommission ist daher der Auffassung, daß sie über 
die Möglichkeit verfügen muß, vor der endgültigen 
Vergabe des Auftrags bei den Vergabebehörden zu 
intervenieren, um das Vergabeverfahren während ei- 
nes begrenzten Zeitraums auszusetzen. 


II. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 

Zu Artikel 1 

Um sicherzustellen, daß die beträchtliche Verstär- 
kung der Garantien für die Transparenz und Nichtdis- 
kriminierung nach den Änderungsvorschlägen für die 
oben zitierten Richtlinien, die zur Zeit dem Rat vorlie- 
gen, auch tatsächlich wirksam sind, müssen Unter- 
nehmer bzw. Lieferanten über wirksame und rasche 
gerichtliche Einspruchsmöglichkeiten verfügen, die 
es ermöglichen, in jedem Stadium des Verfahrens der 
Auftragsvergabe gegen Rechtswidrigkeiten einzu- 
greifen und Schadensersatz zu erhalten, und zwar 
nicht nur wie gegenwärtig in einigen Mitgliedstaaten, 
sondern in der gesamten Gemeinschaft. 

Zu diesem Zweck sieht Artikel 1 die Einführung sol- 
cher Einspruchsmöglichkeiten in denjenigen Mit- 
gliedstaaten vor, in denen sie noch nicht bestehen. 

In diesem Zusammenhang ist auf den Präzedenzfall 
der Richtlinie 64/221 vom 25. Februar 19841) hinzu- 
weisen. Dieser betrifft die Koordinierung besonderer 
Maßnahmen für Ausländer im Bereich der Niederlas- 
sungsfreiheit, die aus Gründen der öffentlichen Ord- 
nung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind 
(siehe vor allem Artikel 8 und 9). 

Nach Absatz 2 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, damit die 
einschlägige Verwaltungsinstanz oder die zuständige 
Gerichtsbarkeit zum Erlaß von Sicherungsmaßnah- 
men ermächtigt wird, vor allem um das Vergabever- 


9 ABI. 850/64 vom 4. April 1964 


fahren oder die Durchführung eines etwaigen Be- 
schlusses der Vergabebehörde auszusetzen. 

Zu Artikel 2 

Im Verlauf eines gerichtlichen oder verwaltungsrecht- 
lichen Verfahrens, das von einem Unternehmer bzw. 
Lieferanten bei einer zuständigen Instanz eingeleitet 
wurde, muß die Kommission die Möglichkeit haben, 
sich unmittelbar auf das gemeinschaftliche öffentliche 
Interesse und die einwandfreie Anwendung der Ge- 
meinschaftsregeln im Bereich des öffentlichen Auf- 
tragswesens zu berufen. Damit würde eine einheitli- 
che Auslegung und Anwendung der Gemeinschafts- 
regeln im Bereich der öffentlichen Aufträge gewähr- 
leistet. Ferner könnten die Vergabebehörden besser 
über ihre Pflichten im Rahmen dieser Regeln unter- 
richtet werden. 


Zu Artikel 3 und 4 

Angesichts des spezifischen Charakters der Verstöße 
gegen die Gemeinschaftsregeln auf dem Gebiet des 
öffentlichen Auftragswesens und der Kürze der Ver- 
gabeverfahren, die ein sofortiges Einschreiten gegen 
Verstöße erforderlich macht, scheint es zweckmäßig, 
daß die Kommission in dringlichen Fällen aufgrund 
einer Beschwerde oder von Amts wegen bei der Ver- 
gabebehörde intervenieren kann, um während eines 
begrenzten Zeitraums das Vergabeverfahren auszu- 
setzen. Auf diese Weise könnte verhindert werden, 
daß durch eine rechtswidrige Vergabe des Auftrags 
nicht wiedergutzumachende Schäden entstehen. 

Auf diese Weise müßte die Vergabehörde eine Still- 
haltefrist einhalten, die es der Kommission ermöglicht, 
eingehend zu prüfen, ob die ihr zur Kenntnis gebrach- 
ten Tatsachen eine Verletzung der Gemeinschaftsre- 
gelung darstellen, und gegebenenfalls die erforderli- 
chen Maßnahmen zu ergreifen. Diese Stillhaltefrist ist 
begrenzt, und nach Ablauf des vorgesehenen Termins 
steht es der Vergabebehörde frei, den Auftrag zu ver- 
geben, unbeschadet einer späteren Klage der Kom- 
mission oder des Unternehmers bzw. Lieferanten in 
bezug auf die Rechtmäßigkeit der Vergabe im Blick 
auf das Gemeinschaftsrecht oder das einzelstaatliche 
Recht. In diesem Zusammenhang ist auf den Präze- 
denzfall der Richtlinie 83/189 vom 28. März 1983 über 
ein Informationsverfahren im Bereich der Normen 
und technischen Vorschriften hinzuweisen^). 


9 ABI. L 109/8 vom 26. April 1983 
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